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Interview mit Prof. Dr. Hans-Werner Sinn

Wir brauchen eine illusions-
freie Klimaschutzpolitik!
Mit einer Fülle von Gesetzen, Verordnungen und Förderprogrammen 
versuchen Bundesregierung und EU, die CO2-Emissionen zu senken. 
Prof. Dr. Hans-Werner Sinn, einer der renommiertesten deutschen 
Wirtschaftswissenschaftler, kritisiert diese Politik massiv. ÖP-Redakteur 
Günther Hartmann befragte ihn dazu.

ÖkologiePolitik: Herr Prof. 
Sinn, Sie kritisieren unsere Kli-
maschutzpolitik. Warum?

Hans-Werner Sinn: Weil sie 
nicht durchdacht ist und nichts 
bringt. Die ihr zugrunde liegende 
Hypothese ist, dass es sich verhält 
wie bei der Kollekte in der Kirche. 
Was der Einzelne hinein gibt, ad-
diert sich mit dem, was die ande-
ren geben, und so kommt in der 
Summe einiges Geld zusammen. 
Selbst wenn manche nicht mit-
machen, hilft die eigene Aktion 
wenigstens ein bisschen. – Lei-
der ist diese Sichtweise falsch. 
Die Realität funktioniert nicht 
so simpel und linear, sondern 
ist komplex und besteht aus sich 
gegenseitig beeinflussenden Re-
gelkreisen. Das wird überhaupt 
nicht beachtet, sondern völlig 
ignoriert. Unsere Klimapolitik ist 
den Beweis für ihre Wirksamkeit 
bisher schuldig geblieben.

Sie sind also nicht gegen Kli-
maschutz, sondern für einen bes-
seren?

So ist es! Ich halte den Klima-
schutz für eine der wichtigsten 
und dringendsten Aufgaben un-

serer Zeit. Und gerade deshalb 
kritisiere ich die momentan prak-
tizierte Politik, denn die bewirkt 
entweder nichts oder vermutlich 
sogar das Gegenteil dessen, was 
sie eigentlich will. Viele gut ge-
meinte Einzelmaßnahmen erge-
ben noch lange keine wirksame 
Strategie, sondern nur blinden 
Aktionismus.

Wie kann das Senken von 
CO2-Emissionen kein sinnvoller 
Beitrag zum Klimaschutz sein?

Ein nationales Senken der 

CO2-Emissionen führt global 
betrachtet noch lange nicht zum 
gleichen Effekt. Der europäische 
CO2-Emissionshandel legt die 
Höhe der nationalen CO2-Emis-
sionen durch die Zahl der er-
worbenen Zertifikate genau fest. 
Innerhalb Europas definiert die 
Gesamtmenge der Zertifikate die 
Gesamtmenge aller CO2-Emissi-
onen. Das bedeutet auf Deutsch-
land bezogen: Das, was wir an 
fossiler Energie einsparen, wird 
in einem anderen europäischen 
Staat umso mehr verbraucht. 
Die Politik appelliert an die Bür-
ger, den Stand-by-Modus ihres 
Fernsehgerätes zu deaktivieren, 
Energiesparbirnen zu kaufen 
und Photovoltaikanlagen auf 
ihre Dächer zu montieren – doch 
die Folge ist dann nur, dass die 
Kraftwerke, die bei uns abge-
schaltet werden, ihre Emissions-
zertifikate auf dem europäischen 
Markt verkaufen, so dass in an-
deren EU-Ländern entsprechend 
mehr Kraftwerke betrieben wer-
den können. Wir drücken durch 
unsere Aktionen den Preis der 
Emissionszertifikate und ermun-

tern die anderen Europäer zur 
Energieverschwendung. Wenn 
wir Kraftwerke ausschalten, ge-
hen sie anderswo in Betrieb, und 
zwar genau in einem Umfang, 
dass dort die Menge CO2 zusätz-
lich in die Luft geblasen wird, die 
wir einsparen.

Sie behaupten ja sogar, die 
CO2-Emissionen nähmen zu. Wie 
kann das sein?

Das liegt an der Reaktion der 
Ölscheichs und der Eigentümer 
der großen Kohlenminen, die ja 

die eigentlichen Klimamacher 
sind, weil sie mit ihrem Angebot 
bestimmen, wie viel Kohlenstoff 
aus der Erde in die Luft kommt. 
Mit unserer immer grüner wer-
denden Politik machen wir ihnen 
Angst vor der Zukunft und ver-
anlassen sie, schneller zu extra-
hieren, als sie es sonst getan hät-
ten. Wenn Europa die Menge der 

Umweltzertifikate im Laufe der 
Zeit immer mehr verringert und 
insofern die Nachfrage nach fos-
silen Brennstoffen immer mehr 
dämpft, werden den Ressourcen-
anbieter die zukünftigen Märkte 
zerstört. Das ist so ähnlich wie 
eine angekündigte Enteignung 
und veranlasst die Ressourcen-
besitzer, ihre Bestände vorher 
zu verkaufen. Der Klimawandel 
beschleunigt sich. Das nenne ich 
„das grüne Paradoxon“. 

Was machen die anderen 
Länder? Wenn die auch sparen, 
können die Ressourcenbesitzer ja 
nichts verkaufen. 

Richtig. Aber dazu müsste 
zunächst ein weltweites Umwelt-
abkommen her, an dem sich alle 
beteiligen. Vorläufig spielen die 
Chinesen, die Inder, die USA und 
viele anderen den Trittbrettfahrer. 
Sie freuen sich über die niedrigen 
Preise für fossile Brennstoffe, die 

Unsere Klimapolitik 
ist den Beweis für ihre Wirksamkeit 

bisher schuldig geblieben.
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wir durch unsere Sparaktionen 
und die Gegenreaktionen der 
Ressourcenbesitzer erzeugen. Die 
Umweltsünder können nicht nur 
die Mengen extrahieren, die wir 
freigeben, sondern erhalten zu-
sätzlich noch das neue Angebot, 
das die Ressourcenbesitzer durch 
ihre Fluchtreaktionen bereit stel-
len. 

Die aktuelle Klimaschutzpoli-
tik muss also mehr die Logik öko-
nomischer Prozesse beachten?

Ja, unbedingt. Obwohl in der 
Ökologie ja immer von Ganz-
heitlichkeit die Rede ist, wurden 
ökonomische Prozesse bisher 
nicht richtig wahrgenommen. 
Die Klimapolitik Deutschlands 
und der EU hat dem Problem 
des Angebots fossiler Brennstoffe 
bislang keinerlei Aufmerksamkeit 
geschenkt. Die Hälfte des Markt-
geschehens blenden wir einfach 
aus. Stattdessen erließ man einen 
unüberschaubaren Wildwuchs 
an Verordnungen, Gesetzen und 
Förderprogrammen, die allesamt 
nur auf die Nachfrage abzielen. 
Ich bin über diese Ignoranz zu-
tiefst beunruhigt. Wir brauchen 
eine illusionsfreie und an der Re-
alität orientierte Klimaschutzpo-
litik, denn nur die hat Chancen, 
die Welt vor dem Klimakollaps 
zu bewahren.

Unter welchen Rahmenbedin-
gungen würde denn der Klima-
wandel gebremst statt beschleu-
nigt?

Zunächst eine theoretische 
Antwort: Wenn heute eine sehr 
entschlossene Klimaschutzpolitik 
gemacht würde und man glaub-
haft ankündigt, diese Politik in 
der Zukunft wieder zu lockern, 
dann verstünden das die An-
bieter fossiler Energieträger als 
Aufforderung, heute möglichst 
wenig zu fördern und zu verkau-
fen, weil in der Zukunft weitaus 
höhere Gewinne winken. Nicht 
ob die Nachfrage eingeschränkt 
wird, ist entscheidend, sondern 
wann sie eingeschränkt wird. Sa-
lopp ausgedrückt: Wenn man die 
Nachfrage in der Zukunft herun-
terdrückt, sprudelt das Öl heute 
aus dem Boden. Wenn man die 
Nachfrage heute herunterdrückt, 
sprudelt das Öl in der Zukunft 
aus dem Boden. Diese zeitliche 
Verschiebung ist für die Brem-
sung des Klimawandels aber ent-
scheidend.

Die aktuelle Klimaschutz-
politik sieht ja genau umgekehrt 
aus.

Ja, und genau das ist das große 
Problem. Man geht den Klima-
schutz langsam an, will heute den 
Verbrauch fossiler Energieträger 
noch relativ moderat und später 
dann immer mehr einschrän-
ken. Die Einsparlasten sollen vor 
allem in ferner Zukunft anfallen, 
während die heutigen Generati-
onen noch weitgehend verschont 
bleiben. Die Politiker wollen 
wiedergewählt werden, wollen 
sich bei Wählern deshalb nicht 
allzu unbeliebt machen. Deshalb 
ist Klimaschutz bisher vor allem 
eine Ankündigungspolitik. Das 
Jahr 2050 ist so weit entfernt, 

dass man für diese Zeit mit sehr 
mutigen Politikentwürfen glän-
zen kann, ohne die Zustimmung 
heutiger Wähler zu verlieren. Die 
Konsequenz dieser Verschiebe-
taktik ist aber eben, dass die Ei-
gentümer fossiler Bodenschätze 
erschreckt aufhorchen und sich 
genötigt sehen, ihre Energieres-
sourcen vor dem Jahr 2050 aus 
dem Boden zu holen und auf 
dem Weltmarkt zu verkaufen – je 
schneller, desto besser. Die Men-
gen, deren Einschränkung die 
Politik für künftige Zeiträume 
ankündigt, quellen vorher umso 
kräftiger aus dem Boden heraus 
und werden auch leider ihre Ab-
nehmer fi nden.

Ein Nachlassen der CO2-Sen-
kungspolitik in der Zukunft ist 
aber kaum glaubhaft vermittel-
bar.

Das ist sicherlich richtig. 
Deshalb sagte ich auch, dass ich 
zunächst eine theoretische Ant-
wort gebe. Ich wollte mit ihr nur 
die Unwirksamkeit der heutigen 
Klimaschutzpolitik demonstrie-
ren.  Wir tun genau das Gegenteil 
von dem, was eigentlich sinnvoll 
wäre. 

Welche Maßnahmen wären 
denn aus praktischer Sicht geeig-
net, den Klimawandel zu brem-
sen?

Man könnte z. B. weltweit 
von der Wohnsitzlandbesteue-
rung der Kapitaleinkünfte zur 
Quellenbesteuerung übergehen. 
Damit würde man die Kapital-
erträge der  Eigentümer der na-
türlichen Ressourcen erfassen 

und ihnen den Umtausch von 
Bodenschätzen in Finanzanla-
gen vermiesen. Es würde  für 
sie attraktiver, ihre Rohstoffe 
im Boden zu lassen, später ab-
zubauen und dann durch hö-
here Rohstoffpreise eine höhere 
Rendite zu erzielen. Ein anderes 
wirksames Konzept ist, wie er-
wähnt, die Durchsetzung eines 
weltweiten Emissionshandels. Da 
müssen dann aber alle Staaten 
mitmachen, sonst ist er unwirk-
sam. Ein weltweiter Emissions-
handel ermöglicht eine strikte 
CO2-Mengenkontrolle. Aber ge-
rade weil die Eigentümer fossiler 

Rohstoffe befürchten, dass wir 
das demnächst realisieren, versu-
chen sie heute, möglichst schnell 
möglichst viel davon abzubauen 
und zu verkaufen.

Dann geht es doch eigentlich 
darum, eines der beiden Kon-
zepte möglichst schnell zu ver-
wirklichen?

Genau. Erst wenn es gelingt, 
eines der beiden Konzepte oder 
am besten beide Konzepte umzu-
setzen, dann wird der Klimawan-
del wirklich gebremst. Deswegen 
sollten alle Anstrengungen in di-
ese Richtung gehen. Dann brau-
chen wir den ganzen unüber-
sichtlichen Wust an gesetzlichen 
Regelungen und Förderungen 
nicht mehr.

Apropos Förderung: Wie be-
urteilen Sie die Abwrackprämie 
– von der Regierung ja „Umwelt-
prämie“ genannt? Wenn wir das 
„grüne Paradoxon“ mal außer 
Acht lassen ...

Die Abwrackprämie ist öko-
nomisch und ökologisch völliger 
Unsinn. Autos sind nach 9 Jah-
ren noch lange keine Schrott-
kisten. Ein unfallfreier BMW 
oder Mercedes fährt schon mal 
20 Jahre, ein VW Golf 15 Jahre. 
Motoren halten heute 300.000 
km und mehr, Karosserien bis zu 
30 Jahre. Seine Gebrauchtwagen 
verkaufte Deutschland bislang 
im großen Stil nach Afrika, Ost-
europa und Zentralasien – im 
Jahr 2006 für rund 6 Mrd. Euro. 
Für 5 Mrd. Euro Steuergelder 
will die Regierung diesen Export 
nun auf unsere Schrottplätze 

umlenken. Eine abenteuerliche 
Wegwerfl ogik! – Auch das Argu-
ment, die Abwrackprämie diene 
dem Umweltschutz, weil sie alte 
Spritschlucker durch Autos mit 
niedrigerem Verbrauch ersetzt, 
ist nicht haltbar, denn die Her-
stellung der Fahrzeuge braucht 
sehr viel Energie. Wenn man die 
fossile Energie für die Herstel-
lung eines Golf auf eine Lebens-
dauer von neun Jahren umlegt, 
entsteht ein Gesamtverbrauch 
an fossiler Energie, der um zwei 
Drittel über dem laufenden 
Spritverbrauch liegt. Das be-
deutet, dass sich der Ersatz eines 
alten Autos durch ein neues nur 
lohnt, wenn das alte Auto im lau-
fenden Spritverbrauch um mehr 
als zwei Drittel über dem neuen 
Auto lag. Diese Bedingung ist bei 
neun Jahre alten Autos ähnlicher 
Klassen nie erfüllt, denn so groß 
ist der technische Fortschritt bei 
Weitem nicht. Das meistverkauf-
te Modell des neuen Golf mit 1,4 
Litern Hubraum ist zum Beispiel 
nicht sparsamer als ein vor neun 
Jahren produziertes Modell, weil 
der gesamte Effi zienzgewinn bei 
den Motoren für ein höheres Ge-
wicht genutzt wurde. 

Zurück zum Klimawandel: Ist 
nicht auch die brutale Logik der 
Marktwirtschaft die Ursache des 
Übels?

Nein, die Probleme des Kli-
mawandels resultieren eher dar-
aus, dass Märkte fehlen. Zum ei-
nen fehlt ein Markt für gute Luft. 
Man will ihn indirekt mit einem 
System des Handels mit Emissi-
onszertifi katen herstellen. Zum 
anderen ist der Markt für die 
fossilen Bodenschätze unterent-
wickelt, weil sich die Eigentums-
rechte an diesen Bodenschätzen 
über lange Zeiträume kaum 
wirksam garantieren lassen. Die 
politische Unsicherheit in den 
erdölexportierenden Ländern 
ist groß. Aus Angst vor der Ent-
eignung durch neue Potentaten 
wird zu schnell extrahiert. 

Herr Prof. Sinn, vielen Dank 
für das Gespräch.

Nicht ob die Nachfrage
eingeschränkt wird, ist entscheidend,
sondern wann sie eingeschränkt wird.
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